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Erstes  Kapitel 

Einführung und Darstellung des Gesetzgebungsverfahrens 
zu den §§ 98a - 98c StPO 

A. Einführung in die Thematik 

I. Gegenstand und Grund der Untersuchung 

Bereits seit dem Ende der sechziger Jahre bedienen sich die Strafverfol-
gungsbehörden der elektronischen Datenverarbeitung1. Dies geschah zunächst 
ohne eine formalgesetzliche Grundlage, da man davon ausging, daß Datenver-
arbeitungsvorgänge ohne Grundrechtsrelevanz seien2. Seit dem am 15. De-
zember 1983 verkündeten Urteil des Bundesverfassungsgerichts  zum Volks-
zählungsgesetz3 ist anerkannt, daß die elektronische Datenverarbeitung perso-
nenbezogener Daten einen Eingriff  in das aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 
GG hergeleitete Recht auf informationelle Selbstbestimmung darstellen kann. 
Es ist daher die Schaffung  präziser bereichsspezifischer  gesetzlicher Grundla-
gen für die Datenverarbeitung verlangt worden. 

Der maschinelle Abgleich der in verschiedenen Dateien gespeicherten auf-
klärungsrelevanten Daten, die sogenannte Rasterfahndung, wurde durch das 
Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erschei-
nungsformen der Organisierten Kriminalität (OrgKG) vom 15.07.1992, das am 

1 Herold,  RuP 1980, 79 ff.;  Ruwe,  Die Polizei 1968, 373 ff. 
2 Ermisch , BKA Bd. 25, S. 63 u. 67. 
3 BVerfGE 65, 1 ff. 

2 Siebrecht 
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22.09.1992 in Kraft  trat, in die StPO eingegliedert (§§ 98a - 98c). Nach § 98c 
StPO können Strafverfolgungsbehörden  sämtliche zu StrafVerfolgungszwecken, 
Strafvollstreckungszwecken  oder auch zur Gefahrenabwehr  gespeicherten 
Daten miteinander ohne Einschränkung abgleichen, wenn die Maßnahme die 
Aufklärung einer Straftat  fordern  kann. § 98a StPO ermöglicht darüber hinaus 
gegenüber Dritten - sowohl Behörden als auch Privaten - die Anordnung der 
Übermittlung von Daten und die Abgleichung dieser Daten untereinander und 
mit Daten, die zur Strafverfolgung  erhoben worden sind. Den Gefahren dieser 
Erweiterung der Kompetenz des § 98c StPO soll durch verschiedene 
Einschränkungen Rechnung getragen werden. So dürfen strafverfolgungsfremde 
Daten nur für die Aufklärung der in § 98a StPO aufgelisteten Katalogtaten 
angefordert  und abgeglichen werden. Des weiteren darf  die Maßnahme nur vom 
Richter - oder bei Gefahr im Verzug von der Staatsanwaltschaft, deren 
Anordnung innerhalb von drei Tagen richterlicher Bestätigung bedarf -
angeordnet werden. 

Die Normierung der Rasterfahndung wirft  zahlreiche juristische Probleme 
auf, die aus der vorangegangenen verkürzten Darstellung nicht ohne weiteres 
ersichtlich sind. Anfang bis Mitte der achtziger Jahre war die Rasterfahndung 
ein häufiges Thema in der Tagespresse und in juristischen Publikationen4. 
Daran gemessen sind die §§ 98a -98c StPO bis heute kaum Gegenstand 
rechtswissenschaftlicher  Auseinandersetzung geworden. Die in den achtziger 
Jahren verfaßten Beiträge beschränken sich im wesentlichen auf die Frage der 
grundsätzlichen Regelungsbedürftigkeit  der Rasterfahndung und der Suche nach 
möglichen Ermächtigungsgrundlagen. Mit Inkrafttreten des OrgKG ist jedoch 
der Streit im Schrifttum über das Erfordernis  einer gesetzlichen Grundlage 
hinfällig geworden. Die ausgetauschten Argumente sind im Rahmen dieser 
Untersuchung insofern noch von Belang, als die jetzige Regelung auf ihre 
Verfassungsmäßigkeit  zu überprüfen  ist und die Frage nach dem Schutzbereich 
und den Grenzen des informationellen Selbstbestimmungsrechts sowie der 
Eingriffsqualität  sich weiter stellt. 

Es gibt genügend Veranlassung, sich darüber hinaus näher mit den §§ 98a -
98c StPO zu befassen. Die elektronische Datenverarbeitung zu Zwecken der 

4 Die umfangreichsten Darstellungen stammen von Simon/Taeger , Rasterfahndung, 
1981; dies.: Grenzen kriminalpolizeiliche Rasterfahndung, JZ 1982, 140 ff.;  Wanner , 
Die negative Rasterfahndung, 1985; ders.: CR 1986, 216 ff., 274 ff, 403 ff 
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Fahndung gewinnt immer mehr an Bedeutung5. Die Rasterfahndung ist neben 
der polizeilichen Beobachtung (§ 163eStPO) und der Schleppnetzfahndung 
(§163dStPO) die dritte in die Strafprozeßordnung  aufgenommene EDV-
gestützte Fahndungsmethode. Es ist zu klären, ob die verfahrensrechtlichen 
Vorkehrungen fur die Durchführung  und Organisation den vom Bundesverfas-
sungsgericht im Volkszählungsurteil aufgestellten Grundsätzen zur Einschrän-
kung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung genügen. Desweiteren 
ist die Zulässigkeit dieser Fahndungsmethode außer an diesem Urteil auch an 
den überkommenen Prinzipien eines rechtsstaatlichen Strafprozeßrechts  zu 
messen. Rechtsprobleme wirft  die Rasterfahndung insbesondere deshalb auf, 
weil regelmäßig auf eine unbestimmte Vielzahl von Personen Zugriff  genom-
men wird, die weder Beschuldigte, Zeugen noch Augenscheinsobjekte sind. Es 
ist daher zu prüfen, ob dieser Personenkreis verfassungsrechtlich  überhaupt 
Adressat strafprozessualer  Maßnahmen sein darf.  Zu fragen ist auch, ob das 
vorgesehene Verfahren  Auswirkungen auf das Verhältnis von Staatsan-
waltschaft und Polizei hat und ob es in rechtsstaatlich hinreichender Weise 
kontrollierbar ist. 

I I . Der gesellschaftliche Hintergrund 

Anlaß für die Einführung der Rasterfahndung und anderer neuer Ermitt-
lungsmethoden, wie der Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung (§ 163e 
StPO), dem Einsatz technischer Mittel ohne Wissen des Betroffenen  zur 
akustischen und optischen Überwachung (§ 100c StPO) und dem Einsatz 
verdeckter Ermittler (§ 110a StPO), war die besorgniserregende Entwicklung 
der Rauschgiftkriminalität  und die organisierte Begehungsweise dieser und 
anderer Straftaten. Dabei reicht das Betätigungsfeld von der Eigentumskrimi-
nalität (zum Beispiel Autoschiebereien von im Westen gestohlenen Luxuswagen 
in den Osten), Gewaltkriminalität (zum Beispiel Schutzgelderpressungen), 

5 Herold,  RuP 1980, 79 ff.;  Rebmann/Schoreit,  NStZ 1984, 1 ff;  Schoreit,  CR 1989, 
161 ff 

2* 


